
Pur das Nachschlagewerk! 
Pür die Sammlung!
Pür die Fachpresse!
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Gesetz: EGB. §§ 611 , 276, 278...249- .(positive Vertragsverletzung) 
§§~195 - 196 Abs. 1 Ziffer 8; TO.B § 14; ZPO § 256

Leitsätze:
1) Wenn der Arbeitgeber einen Arbeitnehmer, der nach dem 

Anstellungsvertrag bei seiner Einstellung zu einer 
Zusatzversorgungskasse angemeldet werden muß, ver­
spätet anmeldet, so haftet der Arbeitgeber für die 
Polgen einer solchen Verspätung, sei es aus dem Ge­
sichtspunkt der positiven Vertragsverletzung, sei es 
aus dem Gesichtspunkt des Verspätungsschadens.

2) Die Verjährung für einen solchen Schadenersatzanspruch 
beginnt frühestens in dem Zeitpunkt, von dem ab dem 
Arbeitnehmer bei rechtzeitiger Anmeldung zur Zusatz- 
versorgungskasse eine Zusatzrente zugestanden hätte.

Aktenzeichen: 1 AZR 522/56 
Urteil des 3AG vom 22. Juli 1959 LAG Bayern (Nürnberg)
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Zit 522/56 ..
.Reg.hr.'h 24o/56/VI ii Bayern (Nürnberg) £ J
kündet Im Namen des Volkes!22. Juli 1959 . Henkelmann 
■es teilte 
Urkundsbeamter

• Geschäftsstelle Dlteil

In Jachen

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der 
mündlichen Verhandlung vom 22. Juli 1959 durch die Bundes­
richter Professor Br. Dr. Boldt, Br. Schröder und Y/ichmann 
sovrie die Bundesarbeitsrichter Br. Br. Matthias und Hüsing 
für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerinnen werden die Urteile 
des Landesarbeitsgerichts Bayern, Sitz Nürnberg, vom 
25* September 1956 - Per.Reg.Nr. N 24o/56/VI H - und 
des Arbeitsgerichts Bamberg, Zweigstelle Coburg, vom 
2. Juni 1955 - Proz.Reg.Nr. 1/133/55 C - aufgehoben.

Ls wird festgestellt, dai3 die Beklagte verpflichtet 
ist, den Klägerinnen als Erben des E ■ H > g- r
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2
bzw. als seinen nach ihm rentenberechtigten Angehörigen 
ab 1. Oktober 1953 monatlich denjenigen Betrag zu zahlen, 
der der Zusatzrente entspricht, die E H
bzw. seine nach ihm rentenberechtigten Angehörigen bei 
einer zum 1. Mai 1947 erfolgten Anmeldung zur Zusatzver­
sorgungskasse der Bayerischen Gemeinden erhalten würden, 
abzüglich der im 7/ege des Härteausgleichs jeweils ge­
währten Teilzusatzrente.

nie Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits„
V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s _t a n d _
Die jetzigen Klägerinnen sind als Y/itwe bzw. Tochter Erben 

des am 15. November 19o4 geborenen und am 9. September 1955 ver­
storbenen ursprünglichen Klägers E H . Dieser wur­
de nach einer Probezeit von sechs Wochen am 28. April 1947 von 
den Städtischen Werken in Coburg als Hilfsarbeiter eingestellt.

Für die Beklagte gilt .mit Wirkung vom 1. April 1938 die 
"Dienstordnung über die gesetzliche Alters- und Hinterbliebenen­
versorgung der Gefolgschaftsmitglieder." Hiernach werden die Be­
legschaftsmitglieder der Gemeinden zum Zwecke der zusätzlichen 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung, abgesehen von besonderen 
auf den ursprünglichen Kläger nicht zutreffenden Ausnahmen, bei 
der Zusatzversorgungskasse (ZVK) der bayerischen Gemeinden ver­
sichert. Von den Beiträgen trägt die Gemeinde 2/3 und das Be­
legschaftsmitglied 1/3. Die Beklagte hat E H
nicht von Beginn des festen Arbeitsverhältnisses, dem 28. April 
1947, sondern erst vom 1. April 1948 an bei der Kasse angemeldet.

Anfang 14ai 1 953 erkrankte E H und stellte
am 5. Hai 1953 hei dem Städtischen Versorgungsamt in Coburg 
den Antrag auf Gewährung von Invalidenrente. Laut rechtskräfti­
gem Rentenbescheid der Landesversicherungsanstalt für Ober- und 
Mittelfranken in Bayreuth vom 4. September 1953 erhielt er vom 
1. Juni 1953 ah eine Invalidenrente von monatlich LI 112,3o. In 
dem Bescheid wird festgestellt, daß er laut vertrauensärztlichem 
Gutachten bereits am 1. September 1952 invalide war.

Am 28. September 1953 beantragte E H

- 3 -
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der Bayerischen Versicherungskammer, Abteilung für Ge­
meindebeamtenversorgung (Zusatzversorgungskasse der baye­
rischen Gemeinden in München), die Gewährung von Zusatz­
ruhegeld infolge Berufsunfähigkeit. Die Zusatzversorgungs­
kasse lehnte diesen Antrag am 12. Oktober 1953 ab, da der 
Antragssteller die in § 23 der Satzung vorgeschriebene Warte­
zeit von 6o Monaten (Monatsbeiträge) nicht erfüllt habe. 
Ausserdem sei er auf Grund des vertrauensärztlichen Gutachtens 
bereits während der Wartezeit, nämlich seit dem 1„ Sep­
tember 1952, im Sinne von § 24 Abs. 3 der Satzung in Ver­
bindung mit § 1234 KVO invalide geworden. Damit sei das bisheri­
ge Versicherungsverhältnis gemäß § 15 Abs. 1 Ziff. 1 b der 
Satzung seit dem 1. September 1952 erloschen. Dine Nachver­
sicherung der fehlenden Beiträge lehnte die ZVK ab, da § 14 
Abs. 3 der Satzung ein besläiendes oder begründetes Ver­
sicherungsverhältnis voraussetze. Der hiergegen vom Kläger 
am 18. Oktober 1953 erhobene Einspruch wurde von der 
Bayerischen Versicherungskammer am 11. November 1953 als 
unbegründet zurückgev/iesen, doch wurde dem Kläger im Ver­
lauf des späteren Schriftwechsels die Bewilligung einer 
Rente im Wege des Härteausgleichs in Aussicht gestellt.
Ab I» Oktober 1953 erhielt er auf Grund einer Mitteilung 
der Versicherungskammer vom Io. April 1954 ein freiwilli­
ges Zusatzruhegeld von Kt 38o,82 jährlich = wi 31,8o monatlich.

Mit der Begründung, die Beklagte sei verpflichtet 
gewesen, ihn vom Tage des Dienstantritts an, dem 28. April 
1947, bei der ZVK anzumelden und durch die erst am 
1. April 1948 erfolgte Anmeldung sei ihm ein Schaden in 
Höhe der Differenz zwischen der freiwillig gewährten Kente 
von i'.'i 380,82 und der ihm bei rechtzeitiger Anmeldung zu- 
stehenden Kente von Kl 671,61 jährlich entstanden, hat 
1 K. ... beantragt festzustellen, dass die Be­
klagte verpflichtet sei, ihm bzw. seinen nach ihm renten­
berechtigten Angehörigen ab 1. Oktober 1953 monatlich den­
jenigen Betrag zu zahlen, der der Zusatzrente entspräche,
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die er bzw. seine nach ihm rentenberechtigten Angehörigen 
bei einer am 1. Mai 1947 erfolgten Anmeldung zur Zusatzver­
sorgungskasse der bayerischen Gemeinden erhalten würden, ab­
züglich der im Wege des liärteausgleichs jeweils gewährten 
Teilzusatzrente.

Das Arbeitsgericht hat der Klage zum Teil stattgegeben.
Es hat festgestellt, dass die Beklagte verpflichtet ist, 
dem Kläger bzw. seinen nach ihm rentenberechtigten Angehörigen 
ab 1. Oktober 1953 monatlich 4/5 desjenigen Betrages zu 
zahlen, der der Zusatzrente entspricht, die der Kläger bzw. 
seine nach ihm rentenberechtigten Angehörigen bei einer am 
1. Mai 1947 erfolgten Anmeldung zur Zusatzversorgungskasse 
der bayerischen Gemeinden erhalten würden, abzüglich der 
im V/ege des Härteausgleichs jeweils gewährten Teilzusatzrente. 
Im übrigen hat es die Klage wegen Mitverschuldens des seiner- 
zeitigen Klägers abgewiesen.

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte Berufung, E 
H Anschlußberufung eingelegt. Während des Berufungs­
verfahrens ist E H verstorben; die jetzigen
Klägerinnen sind als seine Erben an seiner Stelle in den 
Rechtsstreit eingetroten.

Das Landesarbeitsgericht hat das Urteil des Arbeitsge­
richts aufgehoben und die Klage kostenpflichtig abgewiesen, 
da der Anspruch der Klägerinnen verjährt sei. Auf die An­
schlußberufung ist eine ausdrückliche Entscheidung nicht er­
folgt .

Mit der Revision verfolgen die Klägerinnen den Klagean­
spruch weiter, während die Beklagte bittet, die Revision zu- 
rückzuweisen.

E_ji. s. c_ h_ e_jL_ d_ u_ n_g_ s_ g_ r U n d e  :

1) Gegen die Zulässigkeit der erhobenen i'eststellungs- 
klage bestehen keine Bedenken. Zwar ist grundsätzlich für 
eine Feststellungsklage kein Raum, wenn auf Leistung geklagt 
werden kann. Hach ständiger Rechtsprechung des Reichsge-
-  5 -
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richts (EG 92, 378; 129, 34; 146, 163; 152, 198 u.a.m.), 
der sich auch das Bundesarbeitsgericht angeschlossen hat 
(vgl. AP Hr. 1 zu l 3 TO.A), wird aber für den Pall, 
dass an sich auf Leistung geklagt werden konnte, eine 
Peststellungsklage jedenfalls dann für zulässig er­
achtet, wenn der Bund, ein Land oder eine Körperschaft 
des öffentlichen Rechts Beklagte sind, da anzunehmen 
ist, dass diese an den Kläger im Falle seines Obsiegens 
auch ohne Leistuhgsurteil einen als begründet festge­
stellten Anspruch erfüllen werden.

Lie Peststeilungsklage würde allerdings dann unzu­
lässig sein, wenn die Beklagte dem Anspruch der Klägerinnen 
berechtigterweise die Binssäe der Verjährung entgegenhalten 
könnte. In einem solchen Palle würde für die Klägerinnen 
kein Hechtsschutzinteresse mehr bestehen, wie der Dritte 
Senat bereits in seinem Urteil vom 3. April 1958 (AP Er.
17 zu § 256 ZPO) näher dargelegt hat. Zwar hat die Be­
klagte die Einrede der Verjährung erhoben; diese ist jedoch, 
wie noch auszxiführen sein wird, unbegründet. Infolgedessen 
bestehen auch insoweit gegen die Erhebung der Feststellungs­
klage im vorliegenden Fall keine Bedenken.

2) Las Landesarbeitsgericht leitet den Anspruch der Klä­
gerinnen aus dem Rechtsgedanken der positiven Vertragsver­
letzung ab. Demgegenüber meint die Beklagte, der Anspruch 
könne nur aus dem Gesichtspunkt des sogenannten Ver­
spätungsschadensgeltend gemacht werden, aiif den die 
gesetzlichen Vorschriften über den Schuldnerverzug anzu­
wenden seien. Voraussetzung für das Vorliegen eines Ver­
zuges sei aber, dass entweder für die Leistung des Schuld­
ners, hier die Anmeldung zur Zusatzversorgungskasse, eine 
Zeit nach dem Kalender bestimmt sei, oder dass der Gläubi­
ger den Schuldner gemahnt habe. Da für die Anmeldung ein be­
stimmter Termin nicht vorgesehen sei, der verstorbene Klä­
ger die Beklagte auch nicht gemahnt habe, sei diese auch 
nicht in Verzug gekommen und der geltend gemachte Anspruch 
schon deswegen unbegründet.
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Es kann dahingestellt bleiben, ob als Rechtsgrundlage 
für eine Haftung der Beklagten der Rechtsgedanke der 
positiven Vertragsverletzung in Frage kommt oder ob 
die Frage nach den gesetzlichen Bestimmungen über den 
Schuldnerverzug zu entscheiden ist; unter beiden recht­
lichen Gesichtspunkten ist eine Haftung der Beklagten 
eingetreten.

Der Schaden ist dadurch entstanden, dass die Beklagte 
den verstorbenen Kläger nicht zum 28. April 1947 zur Zusatz- 
versorgungskasse angeneldet hat, sondern erst mit Wirkung 
vom 1. April 1948. Die Dienstordnung der Beklagten, die 
nach Feststellung des Landesarbeitsgerichts zum Bestandteil 
des Arbeitsvertrages geworden ist, in Verbindung mit der 
Satzung der Zusatzversorgungskasse, insbesondere deren § 13, 
lässt ihrem Sinn und Zweck nach nur die Auslegung zu, daß die 
Anmeldung jeweils zu dem Zeitpunkt der Einstellung eines un­
ter die Bestimmungen der Zusatzversorgungskasse fallenden Ar­
beitnehmers, spätestens jedenfalls zum Zeitpunkt dessen end­
gültiger Einstellung, zu erfolgen hat. Dafür, dass die Anmel­
dung, wie die Beklagte in den Tatsacheninstanzen vorgetragen 
hat, erst zum Beginn eines Rechnungsjahres vorgenommen zu wer­
den braucht, ergibt sich nirgends ein Anhalt. Dem widerspricht 
auch die praktische Handhabung seitens der Beklagten, wie aus 
j der eindeutigen und von der Beklagten nicht angegriffenen Aus- 
! sage des Zeugen W ■ hervorgeht. Wenn die Beklagte den ver­
storbenen Kläger nicht mit Wirkung vom 28. April 1947, sondern 
erst vom 1. April 1948 zur Zusatzversorgungskasse anmeldete, 
so verstiess sie gegen eine ihr auf Grund des Arbeitsvertra­
ges obliegende Verpflichtung und machte sich damit einer po­
sitiven Vertragsverletzung schuldig. Eine solche kann auch 
in einem Unterlassen bestehen. Der Begriff "positive Vertrags­
verletzung" besagt nicht etwa, wie die Revision meint, dass 
dem Schuldner ein positives Tun zur Last gelegt werden müsse; 
es genügt vielmehr auch die Unterlassung von Maßnahmen, die 
dem Schuldner bei verkehrsmässiger Sorgfaltspflicht obliegen 
(vgl. Enneccerus-Lehmann, Recht der Schuldverhältnisse, 15. Be-
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arbeitung, § 55, I, 5) •

Die Verletzung der Anmeldepflicht seitens der Beklagten 
ist auch schuldhaft erfolgt. Der Zeuge W hat bekundet,
dass die Beklagte die Arbeitnehmer jeweils bei Dienstantritt 
zur Zusatzversorgungskasse angemeldet habe, zumindest aber 
nach Ablauf der jeweiligen Probezeit. Der Zeuge hat im 
kürz 1948 festgestellt, dass der Kläger versehentlich nicht 
zur Zusatzversorgungskasse engemeldet war. Damals hätte 
nach der Satzung der Zusatzversorgungskasse noch die Mög­
lichkeit bestanden, die Anmeldung rückwirkend zum 28. April 
1947 vorzunehmen, 'wenn dies nicht geschehen ist - möglicher­
weise auf Grund der unrichtigen Auffassung, die Anmeldungen 
brauchten nur zu Beginn eines Rechnungsjahres vorgenommen 
zu werden - so liegt darin ein Verschulden, für das die 
Beklagte nach § 278 BGB einzustehen hat, ohne sich ent­
lasten zu können.

Das Landesarbeitsgericht ist zu dem Ergebnis gekommen, 
dass zwischen der Unterlassung der Beklagten und dem dem 
E H entstandenen Schaden auch ein ursächlicher
Zusammenhang besteht, über das Bestehen dos Kausalzusammen­
hangs entscheiden die Gerichte der 'i'atsaeheninstanzen unter 
.-ürdigung aller Umstände nach freier Überzeugung. Das Revisions - 
goricht ist an diese Y/ürdigung gebunden, es sei denn, dass 
ein Verstoss gegen die Denkgesetze vorliegt, oder dass sie 
Erfahrungssätzen widerspricht oder wesentlichen Auslegungs­
stoff ausser acht lässt und deshalb in sich unvollständig 
ist. Ein solcher Verstoss ist im vorliegenden Palle nicht er­
kennbar .

Danach sind die Voraussetzungen für eine Jchadensersatz- 
pflieht der Beklagten aus dem Rechtsgedanken der positiven 
Vertragsverletzung gegeben.

Aber auch 
wollte, dass im 
nur durch die V 
oingetreten und 
Grundsätzen des

wenn man mit der Beklagten davon ausgehen 
vorliegenden Falle der Schaden gerade und 
erzögerung der Anmeldung bis zum 1. April 1948 
die Frage der Schadensersatzpflieht nach den 
Schuldnerverzugs zu entscheiden sei, kann das
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Ergebnis kein anderes sein. Im Gegensatz zur Ansicht der Be­
klagten bedurfte es nämlich einer besonderen Mahnung seitens 
des verstorbenen Klägers nicht, um die Beklagte in Verzug zu 
setzen. Einmal lässt die Dienstordnung der Beklagten in Ver­
bindung mit der Satzung der Zusatzversorgungskasse nur die 
Auslegung zu, dass die Anmeldung der hierfür in Frage 
kommenden Arbeitnehmer unverzüglich spätestens mit der end­
gültigen Einstellung erfolgen muß, da anderenfalls unter 
umständen - wie gerade der vorliegende Fall zeigt - der 
Zweck der Kasse nicht erreicht wird. Bei einer solchen Sach­
lage bedarf es aber keiner Mahnung, um den Verzug herbeizu­
führen. Im übrigen wäre im vorliegenden Fall eine Mahnung 
auch sinn- und zwecklos und daher nach anerkannter Meinung 
von Schrifttum und Rechtsprechung überflüssig gewesen; denn 
die Beklagte hat, wie sich aus ihrer Einlassung im Verlaufe 
des Rechtsstreits eindeutig ergibt, die Ansicht vertreten, 
sie sei überhaupt erst mit Beginn des neuen Rechnungsjahres, 
also am 1. April 1948, verpflichtet gewesen, den verstorbe­
nen Kläger zur Zusatzversorgungskasse anzumelden. Daraus er­
hellt, dass die Beklagte dom verstorbenen Kläger, wenn er 
im Jahre 1947 oder in der ersten Monaten des Jahres 1948 
die Nichtanmeldung zum 28. April 1947 beanstandet und damit 
gemahnt habe, die gleiche Ansicht entgegengehalten hätte.
Es würde aber mit dem eigenen Verhalten der Beklagten in 
Widerspruch stehen, wenn sie sich jetzt darauf berufen wollte, 
sie sei im Hinblick darauf nicht in Verzug geraten, daß E 
H nicht gemahnt habe. Der Grundsatz von I’reu und
Glauben verbietet somit der Beklagten, sich auf die Unter­
lassung der Mahnung zu berufen, falls letztere überhaupt not­
wendig gewesen sein sollte (vgl. Enneccerus-Lehmann, aaO, § 51 
II 5 e).

Zu Hecht hat auch das Landesarbeitsgericht eine Ver- 
wirkung des geltend gemachten Anspruchs auf Grund des § 14 
Abs. 4 10.B verneint. Hach dieser Bestimmung hat sich der Ar­
beiter bei der Lohnzahlung von der Höhe des ausgezahlten Be­
trages sofort zu überzeugen und eine Nichtübereinstimmung des
_ o _
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gezahlten Betrages mit der Abrechnung sofort zu beanstan­
den. Andere Beanstandungen des ausgezahlten Lohnbetrages 
müssen binnen drei Monaten nach der Auszahlung vorgebracht 
werden. Spätere Beanstandungen werden nicht mehr berücksich­
tigt, es sei denn, dass es sich um Krankenbezüge handelt. Wie 
der Zweite Senat in seinem Urteil vom 13. Dezember 1955 
- 2 AZR 188/54 - AP Nr. 1 zu § 14 10.B ausgeführt hat, be­
schränkt sich diese Aussclilußfrist des § 14 Abs. 4 10.B 
auf die Beanstandung des Rechenwer k s^ Im vorliegenden 
Palle handelt es sich aber nicht um eine von dem verstor­
benen Kläger etwa unterlassene Beanstandung der rechnerischen 
Richtigkeit des Lohnbetrages, sondern um die davon völlig 
unabhängige Frage, ob die Beklagte der ihr obliegenden 
Pflicht, den verstorbenen Kläger zur Zusatzversorgungskasse 
anzumelden, nachgekommen ist. Wenn sich die Unterlassung der 
Anmeldung auch in der Höhe des an den Kläger auszuzahlenden 
Kettolohnes auswirkte, so liegt doch kein Fehler im Rechen­
werk vor, sondern ein Verstof3 gegen die von der Beklagten 
übernommenen Vertragspflichten.

4) Dagegen kann dem Landesarbeitsgericht nicht gefolgt 
werden, wenn es die Auffassung vertritt, der von den Kläge­
rinnen geltend gemachte Schadensersatzanspruch sei verjährt. 
Die Klägerinnen verlangen Ersatz des Schadens, der ihnen 
durch die nicht rechtzeitige Anmeldung des E . . H 
zur Zusatzversorgungska.sse entstanden ist. Die Verjährung die­
ses Anspruchs hat frühestens mit dem 1. Oktober 1953 be­
gonnen, dem Zeitpunkt, von dem ab dem verstorbenen Kläger 
bei rechtzeitiger Anmeldung zur Zusatzversorgungskasse 
eine Zusatzrente zugestanden hätte. Erst zu diesem Zeit­
punkt ist erstmalig ein Schaden eingetreten. Es kann daher 
dahingestellt bleiben, ob die kurze Verjährungsfrist des 
§ 196 Abs. 1 Ziff. 8 BGB zur Anwendung kommt oder die normale 
Verjährungsfrist von 3o Jahren nach § 195 BGB. In ersterem 
Falle wäre nämlich der Anspruch nicht vor dem 31. Dezember 
1955 verjährt. Da die Klage bereits am 17. März 1955 einge- 
gangen ist, ist eine Verjährung nicht eingetreten.
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5) Von seinem Standpunkt aus zu Recht hat das Landesar­
beitsgericht die Krage des Mitverschuldens nicht geprüft, 
während das Arbeitsgericht ein Kitverschulden des Klägers 
in Höhe von 1/5 angenommen hat.

Obwohl das Landesarbeitsgericht die Krage dos i..itVer­
schuldens nicht untersucht hat, bedarf es nicht einer Zu- 
rückverwoisung des Rechtsstreits zur erneuten Verhandlung 
und Entscheidung. Die Beklagte stützt nämlich ihre Ansicht, 
den Kläger treffe ein Mitverschulden, darauf, dass es der 
verstorbene Kläger versäumt habe, im Jahre 1947 oder doch 
später im Jahre 1948 auf eine Anmeldung zur Versicherung mit 
Wirkung vom 1. Mai 1947 zu dringen. Darauf kann sich die Be­
klagte jedoch schon deshalb nicht berufen, weil sie selbst 
die Ansicht vertreten hat, dass sie erst zur Anmeldung des 
Klägers ab 1. April 1948 verpflichtet gewesen sei. Wenn auch 
diese Ansicht der Beklagten rechtsirrtümlich ist, so kann sie 
doch dem Kläger, einem Hilfsarbeiter, nicht entgegenhalten, 
dass er bessere Rechtskenntnisse gehabt haben müsse als ihre 
eigenen sachverständigen Personalsachbearbeiter. Bin Mitver­
schulden des Klägers liegt daher nicht vor.

Der Klage war daher unter Aufhebung der Urteile der bei­
den Vorinstanzen in vollem Umfang stattzugeben.

gez. Dr. Boldt Dr. Schröder
zugleich für den durch 
Urlaub an der Unterschrift 
verhinderten 
Bundesrichter W'ichmann

Dr. Dr. Matthias W. Hüsing
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